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Das Indemnitätsgeſetz. 


Den Wortlaut des ee ee werden wir 
in unſerer Wochenſchau mittheilen. Durch dieſes Geſetz 
iſt den Miniſtern ein Zugeſtändniß gemacht worden, 
welches ſie wahrſcheinlich ohne die großen, aber lange 
noch nicht ſicher geſtellten Erfolge ihrer Kriegs⸗ 
politik niemals von unſern Abgeordneten erhalten hätten. 
Das Indemnitätsgeſetz ſtellt es noch einmal feierlich feſt, 
daß die Miniſter nach der, auch von ihnen beſchwore⸗ 
nen, Verfaſſung den Staatshaushalt nur führen dürfen 
auf Grund eines von dem Abgeordnetenhauſe 
genehmigten und vor dem Beginn eines jeden 
Jahres ordnungsmäßig erlaſſenen Staatshaus— 
haltsgeſetzes. , 

Es ſtellt ferner feſt, daß die Minifter feit dem 
Beginn des Jahres 1862 den Staatshaushalt nicht auf 
die verfaſſungsmäßige Weiſe geführt haben. Aber es 
ertheilt den Miniſtern doch die nachgeſuchte Indemnität, 
d. h. es erläßt ihnen jede gerichtliche Verfolgung für ihr 
bisheriges mit der Verfaſſung im Widerſpruche ſtehendes 
Verhalten. 

Gegen dieſe Indemnität, bei deren Ertheilung man 
natürlich die Vorausſetzung macht, daß die Miniſte in 


Zukunft nicht wieder ſo handeln werden, daß noch ein⸗ 


mal ein ſo ſchwerer Konflikt auf unſerem Vaterlande 
laſten kann, hat ein Theil der freiſinnigen Abgeordneten 
die ſchwerwiegendſten Bedenken erhoben. Andere dagegen 
aben ſie, wie wir meinen, aus noch gewichtigeren 
ründen den Miniſtern gewährt. f N 
Für die Gewährung sprachen nicht fo ſehr die 
durchaus anerkennenswerthen Erfolge der auswärtigen 
Politik, ſondern weit mehr der Umſtand, daß dieſe 
Erfolge von unſern Feinden und Neidern noch jeden 
Augenblick uns ſtreitig gemacht werden können. Die 
Ruſſen haben ihr Mißwollen deutlich genug zu erkennen 
gegeben, die Franzoſen haben ihre Begierde nach einem 
Stück deutſchen Landes nur auf gelegenere Zeit ver⸗ 
ſchoben, und von den deutſchen Fürſten find nicht blos 
die vertriebenen, ſondern gar manche, denen ihre Throne 
und Thrönchen gelaſſen ſind, jeden Augenblick bereit, im 


Bunde mit Oeſterreich ſich den Franzoſen in die Arme 
zu werfen. Gegen dieſe Gefahren kann das Vaterland 
nur ſicher geſtellt werden, wenn die Regierungs⸗ und 
Volkspartei trotz ihres inneren Zwieſpaltes doch gegen 
den auswärtigen Feind einig ſind und ſich einig zei⸗ 
gen. Der Streit über die Hauptpunkte der Verfaſſung 
durfte in dieſem Augenblick nicht in der Weiſe fortge⸗ 
führt werden, wie c ihn zu führen uns die Pflicht 
gebot. Daß dieſer Streit aufhöre, dazu mußten die 
Abgeordneten das Ihrige thun und fie ihaten es durch 
ihre Zuſtimmung zu dem Indemnitätsgeſetz. Es wird 
nun an den Miniſtern liegen, daß auch ſie das Ihrige 
thun. Sie haben jetzt freie Bahn für die Zukunft. 

Es iſt nicht wahr, wie Manche behaupten, daß 
durch die Indemnität das Recht des Landes aufgegeben 
ſei, im Gegentheil, durch das Indemnitätsgeſetz iſt das 
Recht des Landes aufs Neue feierlich beſtätigt wor⸗ 
den. Wer demnach daſſelbe wieder antaſten wollte, 
würde von nun an eine doppelte und dreifache Schuld 
auf ſich laden. 

Gegen das Indemnitätsgeſetz iſt aber ferner noch 
geſagt worden, daß die Volkspartei mit der Regierung 
nicht blos über das Budgetrecht, das heißt über die erſte 
Grundlage der Verfaſſung im Zwieſpalt is befunden, 
ſondern daß der Streit einen ſehr viel größeren Umfang 
habe. Auf einer ganzen Reihe von Gebieten und in 
unzähligen einzelnen Fällen wird die Verwaltung des 
Landes ſo geführt, wie wir es in keiner Weiſe billigen kön⸗ 
nen. Theils werden Verfaſſung und Geſetze ganz anders 
ausgelegt, als wir ſie verſtehen, theils werden Einrich⸗ 
tungen beibehalten, die zwar nicht mit dem Buchſtaben 
der Verfaſſung im Widerſpruch ſtehen, aber in einem 
um ſo härteren Widerſpruch mit dem gegenwärtigen 
Geiſte und den gegenwärtigen Bedürfniſſen des Volkes. 
Die Regierung kann doch unmöglich darauf rechnen, 
daß wir uns wirklich und vollſtändig mit ihr verſöhnen 
ſollen, ſo lange ſie nicht Hand anlegt an die Abſchaffung 
der gutsherrlichen Polizei und der drückenden und völlig 
veralteten Kreis- und Gemeinde⸗Ordnung; fo lange 
ſie Rentmeiſter, Landräthe und andere Verwaltungs⸗Be⸗ 
amte in jeder Beziehung ſo fort verwalten läßt, wie 


bisher, ſo lange fie 1 bei der Anſtellung und 
Beförderung von Lehrern, Beamten und Richtern, und 
bei der Beſtätigung oder Nichtbeſtätigung gewählter 
Kommunalbeamten genau nach denſelben Rückſichten zu 
verfahren, wie wir das ſeit Jahren gewohnt ſind, und 
ſo lange ſie fortfährt, die Schulen nach denſelben Grund⸗ 
ſätzen zu behandeln, nach denen ſie zum ſchweren Schaden 
für unſere Jugend⸗ und Volksbildung ſeit dem Tode 
Friedrich Wilhelm III. mit ſeltenen Unterbrechungen 
behandelt ſind. 

Solchen nicht unbegründeten Ausführungen antwor⸗ 
ten wir, daß der Streit über dieſe Dinge uns doch un⸗ 
möglich abhalten darf, in auswärtigen Dingen mit den 
Miniſtern Hand in Hand zu 9 5 Wir können doch 
unmöglich zu ihnen ſagen: „Weil ihr die Schulen, die 
Juſtiz, die Polizei nicht ſo verwaltet, wie wir es verlan⸗ 
gen müſſen, ſo wollen wir euch auch die Mittel nicht 
geben, um die deutſche Aufgabe Preußens durchzuführen, 
und das Vaterland und unſer eigenes Hab und Gut 
gegen unſere Feinde zu vertheidigen“. Aber das müſſen 
wir doch ſagen, daß das Indemnitätsgeſetz nur den 
Schein der Eintracht, nicht aber die wirkliche, dauernde 
und jeden Feind überwältigende Eintracht des preußiſchen 
und des deutſchen Volkes hervorbringen wird, wenn die 
Regierung nicht in allen dieſen innern Angelegenheiten 
ſo verfährt wie der Geiſt der Verfaſſung und, was 
an Größeres bedeutet, wie der Geiſt des Volkes es ihr 

ebietet. 
b Gewiß bedürfen wir der Einheit Deuſchlands zur 
Erhaltung auch des preußiſchen Staates. Wir bedürfen 
dieſer Einheit nicht etwa blos, damit die äußeren Güter 
des Lebens, ſondern damit die höheren geiſtigen Güter, 
damit Recht und Freiheit, deutſche Bildung und deutſche 
Sitte ſicher geſtellt und zu einem ſchöneren Glanze ent⸗ 
wickelt weiden. Dabei müſſen wir überzeugt fein, daß 
für Deutſchland keine Einheit geſchaffen werden kann, 
die ſtark genug wäre, auch nur jene äußeren Güter, 
auch nur die Unabhängigkeit von fremden Nationen uns 
zu gewährleiſten, wenn unſer Vaterland nicht zugleich 
zu einem freien Rechtsſtaate entwickelt wird, wie er 


eines geſitteten und gebildeten Volkes würdig iſt. Aber. 


gäbe es auch eine Einheit, die ſtark und mächtig wäre, 
ohne daß Recht und Freiheit eine Stätte in ihr gefun⸗ 
den haben, nun ſo müßten wir ſagen: „Wenn ein durch 
Preußen vereinigted Deutſchland dahin führen ſollte, die 
deutſche Freiheit zu unterdrücken, und uns als Knechte 
der Willkühr einer bevorzugten Kaſte zu unterwerfen, 
dann wäre ſie nicht werth, daß auch nur ein Tropfen 
Blutes für ſie vergoſſen würde. Im Gegentheil, es 
wäre dann unſere Pflicht, mit allen Kräften einer ſolchen 
Einheit entgegenzutreten.“ 

Wir hoffen aber, daß wir jetzt auf dem Wege ſind, 
eine beſſere Einheit uns zu erkämpfen. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Das Abgeordnetenhaus hat in ſeinen 
beiden Sitzungen am 1. und 3. d. Mis. ſich mit dem In⸗ 
demnitätsgeſetz beſchäftigt. Im Namen der Kommiſſion, 
welche die Regierungsvorlage berathen hatte, empfahl der 


Referent Abg. Tweſten folgenden Geſetzentwurf dem Haufe 
zur Annahme: 

Art. 1. Die dem gegenwärtigen Geſetz als Anlagen bei⸗ 

gefügten Ueberſichten der Staatseinnahmen und Ausgaben 
ſollen für die Jahre 1862, 1863, 1864 und 1865 ſtatt des 
verfaſſungsmäßigen und alljährlich vor Beginn des Etats ⸗ 
jahres zu vereinbarenden Staatshaushalts.Geſetzes als Grund⸗ 
lagen für die Rechnungslegung und die Entlaftung der 
Staatsregierung dienen. 
Art. 2. Der Staatsregierung wird in Bezug auf die 
ſeit dem Beginn des Jahres 1862 ohne geſetzlich feſtgeſtellten 
Staatehaushaltsetat geführte Verwaltung, vorbehaltlich der 
Beſchlußfaſſung des Landtages über die Entlaſtung der 
Staatsregierung nach Vorlegung der Jahresrechnungen, In⸗ 
demnität ertheilt, dergeſtalt, daß es rückſichtlich der Verant- 
wortlichkeit der Staatsregierung ſo gehalten werden ſoll, wie 
wenn die Verwaltung in der erwähnten Zeit auf Grund ge- 
ſetzlich feſtgeſtellter und rechtzeitig publizirter Staatshaushalts⸗ 
Etats geführt worden wäre. 

Art. 3. Die Staatsregierung wird für das Jahr 1866 
zu den Ausgaben der laufenden Verwaltung bis zur Höhe 
von 154 Millionen Thalern ermächtigt. 

Art. 4. Die Staatsregierung iſt verpflichtet, eine Nach⸗ 
weiſung über die Staatseinnahmen und Ausgaben des 
Jahres 1866 im Laufe des Tahres 1867 dem Landtage 
vorzulegen. 

Die Debatten waren ſehr lebhaft; es ſprachen unter 
andern die Abgg. Virchow, Gneiſt, Schulze⸗Delitzſch 
und v. Ho verbeck gegen die Annahme, Löwe⸗Calbe, 
Tweſten, Lasker und Vinke⸗ Hagen für die Annahme. 
Von den Miniſtern ſprachen v. d. Heydt, Graf Bismarck 
und Graf Eulenburg. Gegenüber den Ausführungen, daß 
zur Ertheilung einer Indemnität kein Grund vorhanden ſei, 
ſo lange ſich auf keinem andern Gebiete des Staatslebens 
eine Aenderung des ſeit einer Reihe von Jahren befolgten 
Syſtems zeige, führte Graf Eulenburg an, daß die Regierung 
durch die Bewilligung der Indemnität moraliſch gezwungen 
werden würde, mit den Kammern zuſammenzügehen. Graf 
Bismarck machte auf die von Außen drohende Gefahren auf- 
merkſam, welche ein Zuſammengehen im Innern forderten. 
Das Reſultat der Debatte war die Annahme des Geſetzes. 
Ueber den Art. 2. deſſelben wurde namentlich abgeſtimmt, 
und wurde derſelbe mit 230 gegen 75 Stimmen angekommen. 
Es haben dagegen geftimmt: die Abgg. Dr. Alſcher, Dr. 
Becker, Dr. Beitzke, Dr. Bender, Berger (Solingen), Bresgen, 
Caspers, Claſſen⸗Kappelmann, Cornely, Coupienne, Deutz, 
Dr. Eberty, Ellering, Elven, Fiſchbach, Frentzel, Frommer, 
Dr. Fühling, Dr. Gneiſt, Gockel, Groote, Häbler, Hagen, 
Harkort, Herrmann, Frhr. v. Hilgers, Hobbeling, Frhr. v. 
Hoverbeck, Dr. Jacoby, John⸗Marienwerder, Keuffhell, Klein⸗ 
ſchmidt, v. Kleinſorgen, Dr. Krebs, Keutz, Krrieger⸗Goldap, 
Laßwitz, Leſſe, Lucas, Marquardt, Meulenberah, Meufer, Dr. 
Michelis, Nitſchke, Nücker, Olbertz, Pauli, Pelzer, Plehn, 
v. Proff⸗Irnich, Raffauf, Reinhardt, Römer, v. Rönne, 
Roggen, Rohden, Ronde, Runge, v. Saucken⸗Tarputſchen, 
Schulte⸗Weſthoff, Schulze⸗Berlin, Schwarz, Seuff, von der 
Straeten, Taddel, Triacca, Virchow, Waldeck, Dr. Weber, 
Wendiſch, Werner, Weygold, Winkelmann, 1 Zurmüh⸗ 
len. — Von denen, welche mit ja geſtimmt haben, nennen 


wir hier die Abgg. Präſident v. Forckenbeck, die Abgg. 


v. Bockum⸗Dolffs, Duncker, Grabow, Dr. Hammacher, v. Hennig, 
oppe, Dr. John⸗Labiau, v. Kirchmann, Dr. Koſch, Krieger⸗ 
erlin, Lasker, Lent, Dr. Löwe, Dr. Lüning, Pr. Paur, 

Reichenheim, Röpell, Dr. Siemens, Stavenhagen, v. Unruh, 

v. Paerſt. 


Es iſt nicht zu leugnen, daß es gewichtige Gründe waren, 
welche bie tat m haben, gegen dieſen Gefetz⸗ 
entwurf, welcher dem budgetloſen Zuſtand ein Ende macht, zu 
ſtimmen. Sie verlangten von der Regierung ir end eine fak⸗ 
tiſche Garantie, welche die Wiederkehr eines folchen Zustandes 
unmöglich mache, ſei es in Form eines Miniſterverant⸗ 
wortlichkeitsgeſetzes, ſei es dadurch, daß vor der Erthei⸗ 
lung der Indemnität das Budget für 1867 berathen und 
geſetzlich feſtgeſtellt werde, oder ſei es ſchließlich durch einen 
Perſonenwechſel in einigen Ministerien. Andererſeits knüpfen 
Diejenigen, weiche dem Indemnitätsgeſetz zuſtimmten, große 
Hoffnungen an die dadurch eingetretene Beendigung der budget⸗ 


loſen Regierung; wir wollen hoffen, daß dieſe ſich verwirklichen 


mögen und daß ſich die Befürchtungen Derer, welche dagegen 
ſtimmten, als falſch erweiſen! 285 

In der Sitzung vom 4. d. Mts. beſchäftigte ſich das Haus 
mit Wahlprüfungen. Es wurde die Wahl des Abgeord⸗ 
neten v. Zander für ungültig erklärt, die der Abgeordneten 
v. Brandt, Hippel und Schollmeyer zur näheren Prü- 
fung an die Abtheilung zurückgewieſen. Nr . 

Die Regierung hat dem Abgeordnetenhauſe die jetzt ratifi⸗ 
zirten Friedensverträge mit Oeſtreich, Baiern, Würt⸗ 
temberg und Baden mitgetheilt. In Bezug auf diejenigen Be⸗ 
ſtunmungen, zu denen die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung des 
Landtages nothwendig iſt, werden demnächſt Vorlagen gemacht 
werden. 5 „ 

Am Montag iſt auch der Frieden mit Heſſen⸗Darm⸗ 
ſtadt abgeſchloſſen worden. Preußen gewinnt durch denſelben 
20 Quadratmeilen Landes. 

Die Regierung hat dem Abgeordnetenhauſe ein Geſetz vor- 
gelegt, betreffend die Penſionserhöh ung für die im Kriege 
invalide gewordenen, ſowie für die überhaupt durch den aktiven 
Militärdienſt verftümmelten oder erblindeten Offiziere der Linie 
und Landwehr und die oberen Militärbeamten, und die Unter- 
ftügung der Wittwen und Kinder der im Kriege gebliebenen 
Militärperſonen deſſelben Ranges. ß 

Das Herrenhaus hat in feiner Sitzung am 3. d. Mis. 
verſchiedene Vorlagen der Regierung angenommen, in feinen 
Sitzungen am 4. und 5. beſchäftigte es ſich mit der oktroyir⸗ 
ten Verordnung über die Aufhebung der Wuchergeſetze. 
Die Kommiſſion des Hauſes hat digt Aufhebung nicht ge⸗ 
billigt, fie empfahl dem Haufe den Geſetzentwurf in folgender 
Faſſung anzunehmen: 

„§ 1. Die beſtehenden nis des vertrags⸗ 
mäßigen Zinsſatzes und der Höhe der Conventionalſtrafen, 
welche ſtatt der Zinſen für den Fall der zur beſtimmten Zeit 
nicht erfolgenden Rückzahlung eines Darlehns bedungen wor⸗ 
den, find für Darlehne, zu deren Sicherheit nicht unbeweg- 
liches Eigenthum verpfändet wird, inſofern aufgehoben, daß 
für ſolche Darlehne während der Zeit, wo die preußiſche 
Bank ihren Zinsſatz über das, für den allgemeinen Verkehr 
beſtehende geſetzliche Maß erhöht, höhere Jinſen, und zwar 
bis zu dem Zinsſatze vereinbart werden dürfen, welchen die 
Bank als ihren höchſten innerhalb der drei, dem Abſchluß 
des Darlehnsgeſchäftes vorhergehenden 55 im „Staats⸗ 
Anzeiger“ öffentlich bekannt gemacht hat. ergleichen Dar⸗ 
lehne kann der Schuldner, auch wenn ein ſpäterer Jahlungs⸗ 
termin verabredet iſt, jederzeit kündigen und nach Ablauf einer 
dreimonatlichen Friſt zurückzahlen, ſofern der Zinsſatz oder 
die Conventionalſtrafe die bis zu dem Erlaß dieſes Geſetzes 
erlaubte Höhe überſteigt. 

§ 2. Wird die Zahlung eines ſolchen Kapitals verzögert, 
ſo. bleibt, wenn ein höherer, als der für die a Singe auch 
beſtehende Zinsſatz bedungen war, dieſer höhere Jinsſatz auch 
für die Zögerungszinſen maßgebend. 


| 


$ 3. Die privatrechtlichen Beſtimmungen in Anſehung 
der Zinſen von Zinſen und die für die gewerblichen Pfand⸗ 
leih⸗Anſtalten gegebenen Vorſchriften werden durch dieſes 
Geſetz nicht geändert. 

§ 4. Dieſes Geſetz tritt an die Stelle der unterm 
12. Mai 1866 auf Grund des Art. 63 der Verfaſſungs⸗ 
Ans erlaffenen Verordnung über die vertragdmäßigen 

in ſen.“ 

Das Herrenhaus iſt dieſem Vorſchlage der Kommiſſion 
beigetreten, und ſomit iſt die Verordnung, welche die Wucher⸗ 
geſetze aufhebt, ungültig. Dem Geſchäftsverkehr erwachſen 
dadurch von Neuem die alten Beſchränkungen, welche man 
glücklich befeitigt glaubte. Gott beſſere es! 

Wie es heißt, beabſſchtigt die Regierung den Kammern 
eine Vorlage über die Aufhebung des Salzmonopols zu 
machen. Wir haben uns in 9 Blatte ſchon wiederholt 
über die Nachtheile dieſes Monopols ausgeſprochen, und 
würden wir eine ſolche Maßregel mit Freuden begrüßen. 

In den nächſten Tagen beginnen die Berathungen über 
die Regierungsvorlage, betreffend die Einverleibung des 
Königreichs Hannover, des Kurfürſtenthums Heſſen, des 
Herzogthums Naſſau und der freien Stadt Frankfurt 
a. M. in den preußiſchen Staat. 

Die Kommiſſion, welche das Wahlgeſetz für den 
Reichstag des norddeutſchen Bundes zu beralhen hat. 
hat ihre Arbeiten beendet. Wir haben uns über dieſen 


Gegenſtand an einer andern Stelle unſeres Blattes aus⸗ 


geſprochen. 

Einen der Hauptgegenſtände für die Berathung des 
Landtages bildet noch die Anleihe forderung der Regie⸗ 
rung. Die Kommiſſion, weiche dieſe Vorlage beräth, hat 
ihre Arbeiten noch nicht beendet. Wahrſcheinlich dürfte die For⸗ 
derung der n einen Theil der Anleihe zur Wiederher⸗ 
ſtellung des Staatsſchatzes zu benutzen, großen Widerſtand 
finden, da die zinsloſe Nufſpeicherung von Geld, für welches 
man ſelbſt Zinſen bezahlen muß, wirthſchaftlich ſich nicht zu 
rechtfertigen ſcheint. Dem Einwande, daß man vielleicht ſehr 
bald genöthigt ſein wird, das Schwert zu ziehen, um das 
jetzt Eroberte zu behaupten, wird man vorausſichtlich dadurch 
begegnen, daß man der Regierung die für den Staalsſchatz 
geforderte Summe nicht ein für allemal, ſondern nur auf 
einige Jahre bewilligt. Dann, ſo glaubt man, würden ſich 
unſere Verhältniſſe wieder ſo befeſtigt haben, daß ſobald kein 
Krieg mehr zu erwarten ſein wird, und es kann alsdann, 
wenn man überhaupt einen Staatsſchatz will, derſelbe ja all⸗ 
mählig aus den jährlichen Ueberſchüſſen angeſammelt werden. 
Jedenfalls aber wird man darauf dringen, daß der Staats. 
ſchatz und ſeine Verwendung unter der Kontrolle der Landes⸗ 
vertretung ſtehen. 


Das norddeutſche Parlament und ſeine Stellung. 


Noch immer werden zwar Stimmen laut, welche das Zu⸗ 
ſtandekommen des norddeutſchen Parlamentes ganz in 
Frage ſtellen, und meinen, es werde wohl fürs erſte bei 
dem Bündniß der einzelnen Fürſten mit dem Könige von 
Preußen bleiben, durch welches dieſem die militäriſche und 
diplomatiſche Führung übertragen wird. 

Es iſt allerdings möglich, daß dieſe Propheten recht be⸗ 
halten, aber wir glauben nicht recht daran, und deshalb 
wollen wir uns durch ſolche Stimmen nicht abhalten laſſen, 
a Ro über die Stellung des bevorſtehenden nord⸗ 
deutſchen Parlamentes zu ſagen. 
teres wird dieselbe neben dem preußiſchen Abge⸗ 
ordnetenhauſe eine ſehr ſchwierige Stellung haben, da dem 


letzteren, welches wohl den größten Theil der preußiſchen 
Mitglieder des Parlamentes, alſo die Mehrheit derſelben, in 
ſeinen Reihen zählen wird, ganz beſtimmte Rechte inne 
wohnen, während über die Rechte des deutſchen Parla⸗ 
mentes noch nichts beſtimmt iſt. um ſo mehr haben 
diejenigen, welche an dem Zuſtandekommen des deutſchen 
Parlamentes mitarbeiten, von vorn herein die Pflicht, 
irgend welche pofitive Beſtimmungen über die Rechte des 
Parlamentes, über die Bedeutung ſeiner Beſchlüſſe zu faſſen. 
Dies ſcheint man aber nicht zu Per be im Gegen⸗ 
theil, man ſcheint die Bedeutungsloſigkeit des Parla⸗ 
mentes recht deutlich vor aller Welt Augen konſtatiren zu 
wollen, indem man es gleich in dem Wahlgeſetz ausſpricht, 
daß daſſelbe nur eine berathende Stimme haben ſoll. 
Hoffentlich fällt dieſe Beſtimmung dei den Berathungen des 
Geſetzes im Abgeordnetenhauſe, denn wir glauben nicht, daß 
eine parlamentariſche Körperſchaft ſelbſt auf ſolche Weiſe da⸗ 
zu beitragen wird ein Parlament zu ſchaffen, welches eigent⸗ 
lich keine Bedeutung für das Staatsleben hat, alſo doch nur 
dazu beitragen kann, den Parlamentarismus ſelbſt in Miß⸗ 
kredit zu bringen. 

Wenn aber ſchon die Bezeichnung des Parlamentes als 
eines berathenden die Bedeutung des Parlamentes herabdrückt, 
ſo würde ſie vollſtändig berichtet werden, wenn man, wie 
es die Regierung will, den Mitgliedern des Parlamentes 
nicht die volle Redefreiheit garantirte. Die Regierung 
und ihre Freunde berufen ſich, indem ſie die Aufnahme eines 
dem Artikel 84 der preußiſchen Verfaſſung entſprechenden 
Artikels in das Reichswahlgeſetz bekämpfen, darauf, daß ein 
ſolcher Paragraph ja auch in dem Reichswahlgeſetz von 1849 
nicht enthalten ſei. Dieſer Grund kann aber nicht ſtichhaltig 
fein, denn das Reichswahlgeſetz von 1849 ſetzt die Pro- 
klamirung der Reichsverfaſſung und der Grund⸗ 
rechte voraus, wodurch ja der Schutz den Abgeordneten hin⸗ 
länglich gewährleiſtet war. Ein Jeder wird einſehen, daß 
ein Parlament, deſſen Mitglieder nicht eines ſolchen Schutzes 
genießen, zu einem weſenloſen Phantom herabfinft, an 
dem ſich Kinder, die den Schein für die Wirklichkeit halten, 
erfreuen können, dem aber ernſthafte Leute nicht das Wohl 


tagt hatten, bis die b . 


und Wehe eines Staates anvertrauen können. Wenn dies 
ſchon im Allgemeinen geſagt werden kann, um wie viel mehr 
von einem Parlament, deſſen Mitglieder aus Ländern ge⸗ 
wählt find, in denen ganz verſchiedene Strafgeſetze herrſchen. 
Da kann es ſehr leicht kommen, daß einmal die ganze Op⸗ 
poſition vor die Gerichte geſtellt wird, und daß alsdann ein 
Theil derſelben wegen Hochverraths, ein Theil vielleicht nur 
wegen leichten politiſchen Vergehens verurtheilt wird, während 
ein anderer Theil gänzlich freigeſprochen wird. Wir haben 
das ſchon erlebt in den Prozeſſen gegen die Reichstagsab⸗ 
geordneten, die im Jahre 1849 nach der Abberufung durch 
ihre Regierungen im Parlamente geblieben wareu und fortge⸗ 
ſchließlich in Stuttgart 
mit Gewalt geſprengt und die Mitglieder verjagt wurden. 
Dieſen Männern wurde in einzelnen Staaten der Prozeß ge⸗ 
macht. In einigen Ländern wurden fie freigeſprochen, in 
anderen zu leichten Strafen, in noch anderen, wie in Preußen, 
zur Todesſtrafe oder zu lebenslänglichem Zuchthaus verurtheilt! 
Und auf welchen Grund hin wurde die Anklage erhoben und 
das Urtheil gefällt? Auf den Grund, daß ihnen nach der 
Abberufung durch ihre reſp. Regierungen die geſetzliche Un. 
verantwortlichkeit für ihre Aeußerungen und Abſtimmungen 
nicht mehr zur Seite geſtanden habe, alſo gerade deßhalb, 
weil ihnen von der Zeit ab der Schutz gefehlt hat, den die 
jetzige Regierung ganz aus dem Geſetze fortgelaſſen hat, und 
von dem ihre bereift en Freunde jetzt erklären, daß feine 
Einfügung in das Gesetz, wenn das Abgeordnetenhaus die⸗ 
ſelbe vornehmen ſollte, das Zuſtandekommen des ganzen Ge⸗ 
ſetzes, d. h. alſo die Berufung des Parlamentes ſelbſt ge- 
fährde. Wir würden das Scheitern des Planes, ein gemein- 
ſames Parlament, wenn auch vorläufig nur für Norddeutſch⸗ 
land zuſammenzuberufen, ſehr lebhaft bedauern, aber wir 


würden doch lieber ſehen, daß der Plan ſcheitert, 
als daß man ein Parlament berufe, de ſſen Mit⸗ 
glieder in ihrer Redefreiheit beſchränkt ſind, und 
deſſen Beſchlüſſe keine bindende Kraft haben 
würden. Ein ſolches Parlament würde, um ein bekanntes 
Bild zu gebrauchen, ein Meſſer ohne Klinge ſein, an 
dem der Griff fehlt. 


Rath und Hülfe für Diejenigen, 
welche au Geſichts ſchwäche leiden und namentlich durch 
angeſtrengtes Studiren und angreifende Arbeit den 
Augen geſchadet haben. 

Seit meinen Jugendjahren hatte auch ich die leidige Gewohn⸗ 
heit, die Stille der Nacht wiſſenſchaftlichen Arbeiten zu widmen. 
Sowohl hierdurch, als durch viele angreifende optiſche und feine 
mathematiſche Ausführungen war meine Sehkraft ſo ſehr geſchwächt, 
daß ich um fo mehr den völligen Verlust derjelben befürchten mußte, 
als ſich eine fortwährende entzündliche Dispoſition eingeftellt hatte, 
welche mehrjährigen Verordnungen der geſchickteſten Aerzte nicht 
weichen wollte. Unter dieſen betrübenden Umſtänden gelang es 
mir, ein Mittel zu finden, welches ich nun ſchon ſeit vierzig Sahen 
mit dem ausgezeichnetſten Erfolge gebrauche. Es hat nicht allein 
jene fortdauernde Entzündung vollſtändig beſeitigt, ſondern auch 
meinen Augen die volle Schärfe und Kraft wiedergegeben, ſo daß 
ich jetzt, wo ich das 75. Lebensjahr antrete, ohne Brille die feinſte 
Schrift leſe und mich, wie in meiner Jugend, noch der vollkom⸗ 
menſten Sehkraft erfreue. Dieſelbe günſtige Erfahrung habe ich 
auch bei Andern gemacht, unter welchen ſich Mehrere befinden, 
welche früher, felbit mit den ſchärfſten Brillen bewaffnet, ihren 
Geſchäften kaum noch die Nel vermochten. Sie haben bei be⸗ 
harrlichem Gebrauche dieſes Mittels die Brille hinweggeworfen 
und die frühere natürliche Schärfe ihres Geſichts wieder erlangt. 
Dieſes Waſchmittel ift eine wohlriechende Eſſenz, deren Be⸗ 


ſtandtheile die Fenchelpflanze iſt. Dieſelbe enthält weder Drastica 
noch Narcotica, noch metalliſche oder ſonſtige ſchädliche Beſtand⸗ 
theile. Die Bereitung der Eſſenz erfordert indeſſen eine verwickelte 
chemiſche Behandlung, und ich bemerke daher, daß ich dieſelbe ſeit 
längerer Zeit in vorzüglicher Güte von dem hieſigen ee: 
Herrn Apotheker Seh „ beziehe; derſelbe liefert die Flaſche für 
einen Thaler, und ift gern erbötig, dieſelbe nebſt Gebrauchs ⸗An⸗ 
weiſung auch auswärts zu verſenden. Ich rathe daher den Leiden⸗ 
den, die Eſſenz von hier zu beziehen, indem eine ſolche Flaſche 
auf lange Zeit zum Gebrauche zureicht, da nur etwas Weniges, 
mit Flußwaſſer gemifcht, eine milchartige Stüffigkeit bildet, womit 
Morgens und Abende wie auch nach angreifenden Arbeiten, die 
boch wei des Auges befeuchtet wird. Die Wirkung iſt 
höchſt wohlthätig und erquickend, und erhält und befördert zugleich 
die Friſche der eee 2 

Es wird mich freuen, wenn vorzüglich Denen dadurch gebol- 
fen wird, welche bei dem raftlofen Streben nach dem Lichte der 


Wahrheit oft das eigene Licht ihrer Augen gefärhden und ein⸗ 


büßen müſſen. Vielleicht kann auch durch den Gebrauch dieſes 
Mittels das leider in der jungen Welt ſo ſehr zur Mode gekom⸗ 
mene entſtellende Brillentragen vermindert werden, da dieſes in 
den meiſten Fällen die Augen BE verdirbt als verbeſſert. Brillen 
können nur einer fehlerhaften Organiſation des Auges zu Hülfe 
kommen, aber nie geſunde oder geſchwächte Augen ſtärken und 
verbeſſern. 


ken, a. d. Elbe. Dr. Nomershauſen. 
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